
Bundesgesetz, mit der die
Strafprozessordnung 1975
und das Sicherheitspolizei-
gesetz geändert werden (BG-
Bl. I Nr. 33/2011)

Die Novelle stellt das An-
schlussstück zur Novelle des
Telekommunikationsgeset-
zes 2003 (TKG 2003) in
Umsetzung der Richtlinie
2006/24/EG über die Vor-
ratsspeicherung von Daten
dar, die bei der Bereitstel-
lung öffentlich zugänglicher
elektronischer Kommunika-
tionsdienste oder öffentli-
cher Kommunikationsnetze
erzeugt oder verarbeitet wer-
den, und zur Änderung der
Richtlinie 2002/58/EG, ABl.
Nr. L 105 vom 13.4.2006 S.
54. Mit der Novelle wurde
einerseits die Zulässigkeit
von Ersuchen um Übermitt-
lung von Stammdaten, einer
Anordnung über die Aus-
kunft von Stamm- und Zu-
gangsdaten und der Aus-
kunft über Vorratsdaten für
Strafverfolgungsbehörden
und andererseits von Anfra-
gen an Anbieter von öffent-
lich zugänglichen elektroni-
schen Kommunikations-
diensten oder öffentlichen
Kommunikationsnetzen im
Sicherheitspolizeigesetz so-
wie die weitere Verwendung
der so ermittelten Daten an
die Vorgaben des neuen § 99
Absatz 5 TKG normiert.

Fremdenrechtsände-
rungsgesetz 2011 – FrÄG
2011 (BGBl. I Nr. 38/2011) 

Umsetzung europarechtli-
cher Vorgaben:
• Blue-Card-RL (2009/50/
EG): Neuer Aufenthaltstitel
für Höchstqualifizierte aus
Drittstaaten („Blaue Karte
EU“).
• Rückführungs-RL (2008/
115/EG): Einführung der
neuen aufenthaltsbeenden-

den Maßnahme der Rück-
kehrentscheidung gegen
nicht rechtmäßig aufhältige
Drittstaatsangehörige, die
grundsätzlich mit einem Ein-
reiseverbot verbunden ist;
freiwillige Ausreise hat
grundsätzlichen Vorrang vor
Abschiebung; wirksames
Monitoringsystem bei Ab-
schiebungen; Einführung ei-
nes umfassenden Rechtsbe-
ratungssystems; Einführung
einer neuen Schubhaftüber-
prüfungsmöglichkeit.
• Sanktionen-RL (2009/52/
EG): Festlegung von Min-
deststandards für Sanktionen
und Maßnahmen gegen Ar-
beitgeber, die Drittstaatsan-
gehörige ohne rechtmäßigen
Aufenthalt beschäftigen;
Kosten einer Rückführung
des illegal beschäftigten
Drittstaatsangehörigen trägt
der Arbeitgeber.
• Anpassungen aufgrund der
Vorgaben der EK im Rah-
men des Pilotprojektes zur
Freizügigkeits-RL.

Umsetzung innerstaatli-
cher Vorgaben:
• Schaffung eines kriterien-
geleiteten Zuwanderungssys-
tems mit den neuen Aufent-
haltstiteln Rot-Weiß-Rot-
Karte und Rot-Weiß-Rot-
Karte plus.
• Einführung des Erforder-
nisses von „Deutsch vor Zu-
wanderung“ als sprachliche
Integrationsmaßnahme.
• Umsetzung der Integration
durch Spracherwerb durch
Fortentwicklung des modu-
laren Aufbaus der Integrati-
onsvereinbarung.
• Einführung eines Rechtsbe-
ratungssystems im AsylG in
Entsprechung des vorge-
schlagenen Systems im FPG.
• Einführung der neuen Mit-
wirkungsverpflichtung (Re-
gelungen zur Anwesenheit in
Betreuungsstelle).
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Wahlrechtsänderungsge-
setz 2011 (BGBl. I Nr.
72/2011)

Neben der Änderung der
Regelungen für die Beantra-
gung einer Wahlkarte bzw.
Stimmkarte, mit dem Ziel,
eine missbräuchliche Bean-
tragung zu verhindern, hat
das WRÄG 2011 eine Ände-
rung der Frist für das Rück-
langen der Wahlkarten oder
Stimmkarten mit sich ge-
bracht. Eine Stimmabgabe
nach Schließen des letzten
Wahllokals und somit nach
Veröffentlichung der ersten
Hochrechnungen in den
Massenmedien soll damit in
Zukunft ausgeschlossen sein.
Weiters wurden in Reaktion
auf das Erkenntnis des Eu-
ropäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte in der Sa-
che „Frodl gegen Öster-
reich“ die Wahlausschlie-
ßungsgründe adaptiert.
Ebenso ist das Hindernis, als
„Mitglied regierender Häu-
ser oder solcher Familien,
die ehemals regiert haben“
bei Bundespräsidentenwah-
len zu kandidieren, durch
Änderung des B VG und des
Bundespräsidentenwahlge-
setzes 1971 weggefallen.

Bundesgesetz, mit dem
das Kriegsmaterialgesetz ge-
ändert wird (BGBl. I Nr.
72/2011)

Mit der Novelle erfolgte
eine Anpassung des KMG
an die unionsrechtlichen
Vorgaben der Richtlinie
2009/43/EG. Hiezu wurden
neue Bestimmungen über die

Verbringung von Kriegsma-
terial innerhalb der EU in
das Gesetz aufgenommen
und die geltenden Normen
adaptiert. 

Für die Verbringung von
Kriegsmaterial aus Öster-
reich in einen EU-Mitglied-
staat ist grundsätzlich eine
vorherige Erlaubnis in Form
einer Global- oder Einzelbe-
willigung erforderlich. Glo-
balbewilligungen berechti-
gen zur zahlenmäßig nicht
beschränkten („globalen“)
Verbringung näher bestimm-
ten Kriegsmaterials an kon-
krete Empfänger(gruppen)
innerhalb der Europäischen
Union während eines Zeit-
raumes von drei Jahren und
können nur Inhabern einer
Gewerbeberechtigung für
das Waffengewerbe gemäß §
139 Abs. 1 Z 2 der Gewerbe-
ordnung 1994 (GewO), BG-
Bl. Nr. 194, erteilt werden.
Im Übrigen sind wie bisher
Einzelbewilligungen vorge-
sehen. 

Gemäß der Richtlinie
2009/43/EG sollte die jewei-
lige Bewilligung in der ge-
samten Europäischen Union
Gültigkeit besitzen, sodass
für die Durchfuhr des
Kriegsmaterials durch ande-
re EU-Mitgliedstaaten oder
seine Einfuhr in einen ande-
ren EU-Mitgliedstaat grund-
sätzlich keine weiteren Be-
willigungen benötigt wer-
den. Personen, die Kriegs-
material im Rahmen einer
Verbringung innerhalb der
Europäischen Union aus-
führen, sind verpflichtet, den
Empfänger über allfällige für
das Kriegsmaterial erteilte
Ausfuhrbeschränkungen,
insbesondere hinsichtlich der
Endverwendung oder der
nachfolgenden Ausfuhr in
Drittstaaten, zu informieren. 

Budgetbegleitgesetz 2011
(BGBl. I Nr. 112/2011)

Mit Änderungen des
NAG und des FPG wurden
jeweils Redaktionsversehen
bereinigt.

Manfred Pernsteiner
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Wahlkarte: Regelungen 
wurden geändert, um Miss-
brauch zu verhindern.
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